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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Hilfe der Europäischen Union für den 
Iran nach dem jüngsten Erdbeben

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 37 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass durch das Erdbeben, das am 26. Dezember die alte Stadt Bam 
erschütterte, mindestens 30.000 Menschen getötet, viele Tausende verletzt und 
schätzungsweise 40.000 Menschen obdachlos wurden,

B. in der Erwägung, dass diese Katastrophe nicht nur einen tragischen Verlust an 
Menschenleben verursachte, sondern auch zur Zerstörung einer Stätte mit einem 
2000-jährigen kulturellen Erbe im Iran führte,

C. in der Erwägung, dass die Auswirkungen starker Erdbeben in entwickelten Ländern nicht 
so schwerwiegend sind wie in armen Ländern und dass die fast völlige Zerstörung der 
Stadt Bam im wesentlichen auf die mangelhafte Konstruktion der meisten Bauten 
zurückzuführen ist,

D. in der Erwägung, dass das Amt für humanitäre Hilfen der Europäischen Union 
2,3 Mio. Euro für die dringendste humanitären Bedürfnisse in Bam bereitgestellt hat und 
bereit ist, weitere Anforderungen zu prüfen,

E. in der Erwägung, dass der Hohe Vertreter der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU, Javier Solana, am 11. Januar 2004 in Teheran eintraf, um die 
Solidarität der Europäischen Union mit der iranischen Bevölkerung nach dem Erdbeben 
zu bekunden, und dass er auch die Stadt Bam besucht hat,

F. in der Erwägung, dass der sogenannte Wächterrat etwa die Hälfte der 8.200 Kandidaten 
von der Kandidatur für die Parlamentswahlen am 20. Februar 2004 ausgeschlossen hat, 
darunter 80 jetzige Parlamentsmitglieder und 2 stellvertretende Parlamentssprecher

1. gibt seiner Solidarität mit den Erdbebenopfern in Bam Ausdruck;

2. fordert die Kommission auf, weiterhin die Not der Überlebenden zu lindern, und zwar 
auch dann, wenn nicht mehr in den Schlagzeilen der Zeitungen über die Katastrophe 
berichtet wird;

3. fordert die iranische Regierung auf, Überlegungen darüber anzustellen, wie die 
Erdbebensicherheit der Gebäude im Iran verbessert werden kann, und ersucht die 
Kommission, auf entsprechendes Bitten ihre Hilfe anzubieten;

4. begrüßt nachdrücklich die Unterzeichnung des Zusatzprotokolls zum Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen am 18. Dezember 2003 und fordert die iranische 
Regierung auf, ihre Investitionen in Kernkraftanlagen zu überdenken und stattdessen in 
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modernere, umweltverträglichere und erdbebensicherere Technologien zu investieren;

5. begrüßt die jüngsten Bemühungen in der Region um eine Verbesserung der 
diplomatischen Beziehungen zwischen verschiedenen Ländern des Nahen Ostens, 
insbesondere um Wiederaufnahme der iranisch-ägyptischen Beziehungen und der 
Dreiergespräche zwischen der Türkei, Syrien und dem Iran als Schritte zu einer 
friedlichen Koexistenz in diesem konfliktreichen Teil der Welt;

6. gibt seiner ernsten Besorgnis über die Entscheidung des Wächterrates Ausdruck, die 
Hälfte der Kandidaten für die Parlamentswahlen von der Liste zu streichen;

7. ist der Auffassung, dass eine solche beispiellose Zensur zu einem völligem Wahlboykott 
der iranischen Bevölkerung führen könnte und die Legitimität der Wahlergebnisse in 
Frage stellen würde;

8. fordert den Vorsitzenden des Wächterrates, Ajatollah Ali Chamenei, auf, diese 
Entscheidung zu revidieren, um die demokratische Entwicklung im Iran und die Zukunft 
des Landes nicht zu gefährden, und die erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen, dass 
die Wahlen im Iran frei sind und unter fairen Bedingungen erfolgen;

9. begrüßt die kritische Stellungnahme von Herrn Solana zu diesem Ausschluss von 
Kandidaten und ist der Auffassung, dass das Verbot des Wächterrates die neue 
Annäherung zwischen EU und Iran ernsthaft in Frage stellt;

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
der Regierung und dem Parlament des Iran zu übermitteln.


